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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


. Nr. 50. 


(Nr. 4524.) Verordnung, betreffend die Reviſion der Teich- und Ufer-Ordnung für das 
Amt Croſſen vom 14. Februar 1766., ſowie den Erlaß eines neuen Sta⸗ 
tutes fuͤr den Croſſener Deichverband. Vom 18. Auguſt 1856. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. ö 


verordnen, unter Reviſion der Teich- und Ufer⸗Ordnung fuͤr das Amt Croſſen, 
auf Grund des Geſetzes uͤber das Deichweſen vom 28. Januar 1848. (Geſetz⸗ 
Sammlung vom Jahre 1848. S. 54.), nach Anhörung der Betheiligten, 
was folgt: 


Erſter Abſchnitt. 


K. 1. 


Der auf Grund der „Revidirten Teich- und Ufer⸗Ordnung für das Amt caupt⸗Beſtim⸗ 
Croſſen und dortige Unterthanen“ vom 14. Februar 1766. bisher beſtandene lp des bil 
Croſſener Deichverband, welcher bergen Ener 

ner eichber⸗ 


a) die am rechten Oderufer oberhalb Croſſen gelegenen Niederungen Raͤd- bandes. 
nitz und Bindow, | 
b) die am linken Oderufer unterhalb Croſſen gelegene Niederung, ſoweit fie 
zum Amte Croſſen gehoͤrt, 
umfaßte, wird aufgeloͤſt. 
H. 2. 
Der Deichſchutz in der Raͤdnitzer Niederung ift fortan lediglich als eine Kunftige 
Kommunalangelegenheit der Gemeinde Raͤdnitz zu behandeln. Tau 
Das Dorfgericht, unter Aufſicht der gewöhnlichen Polizeibehoͤrden, uͤbt Rädnttzer 
die Deichverwaltung aus. Niederung. 
Die Deichpflicht iſt wie bisher nach dem Hufenfuß zu vertheilen. f 
Es ſoll jedoch vom Beſchluß der Gemeinde abhaͤngen, ob ſie die bis⸗ 
herige Deichanlage aufgeben oder erhalten und letzterenfalls den im März 1855. 
Jahrgang 1856. (Ir. 4524.) 105 ent⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 27, September 1856. 
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entſtandenen Deichbruch ſchließen will. Zu den Koſten der Schließung dieſes 
Deichbruchs hat dann der nach H. 4. dieſes Statuts neu gebildete Deichverband 
unterhalb Croſſen diejenige Summe herzugeben, welche der bisherige Croſſener 
Deichverband haͤtte zahlen muͤſſen, wenn der Deichbruch ſchon im Jahre 1855. 
geſchloſſen wäre, 
H. 3. 
NG Der Deichſchutz in der Bindower Niederung ſoll fortan ebenfalls als 
tung für die eine Kommunalangelegenheit der Gemeinde Bindow betrachtet werden. Doch 
Bindower Nie- bleiben auch der Forſtfiskus und die Beſitzer der Raͤdnitzer Wieſen oberhalb 
derun.. des Grieſelfließes bei dieſer Niederung deichpflichtig. In Bezug auf den Fis⸗ 
kus wird in den bisherigen Rechtsverhaͤltniſſen nichts veraͤndert. Die Raͤdnitzer 
Wieſenbeſitzer haben fortan aber nur die Haͤlfte desjenigen zu leiſten, was ih⸗ 
nen bisher bei den Bindower Deichen zu leiſten oblag. Innerhalb der Ge⸗ 
meinde Bindow verbleibt es bei dem bisher beſtandenen Beitragsfuß der Deich⸗ 
pflicht. Das Dorfgericht zu Bindow, unter Aufficht der gewöhnlichen Polizei— 
Behörden, uͤbt die Deichverwaltung aus. Halbjaͤhrlich im Fruͤhjahr und Herbſt 
findet unter Theilnahme des Dorfgerichts eine Deichſchau ſtatt, welche ein Re⸗ 
gierungskommiſſarius leitet. 5 
Der Gemeindevorſteher zu Raͤdnitz und ein Abgeordneter der Königlichen 
Forſtverwaltung koͤnnen an der Schau ebenfalls Theil nehmen. Das Schau⸗ 
Protokoll iſt von dem Kommiſſarius der Regierung einzureichen, welche das 
Ergebniß der Schau und die Punkte, bei welchen die Schaukommiſſion ſich 
nicht hat vereinigen koͤnnen, von Aufſichtswegen prüft und daruͤber entſcheidet. 
Zur Bindower Deichverwaltung gehoͤren: 


a) der Oderdeich vor dem Dorfe, 

b) der Oderdeich vor der Hauptniederung unterhalb des Dorfes mit dem 
Querdeiche nach dem vorſpringenden Whbentande (Schleuſendamm) und 
mit dem darin befindlichen Auslaßſiel fuͤr das Binnenwaſſer. 


Dieſe Deiche ſollen uͤberall waſſerfreie Hoͤhe und ausreichende Staͤrke 
erhalten. Die zur Handhabung der Deichverwaltung und Deichpolizei etwa 
noch erforderlichen Reglements hat die Regierung zu Frankfurt zu erlaſſen. 
Mit Genehmigung des Miniſteriums für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten kann die Regierung auch diejenigen abaͤndernden Beſtimmungen in Be⸗ 
zug auf die Vertheilung der Deichpflicht und die Organiſation der Deichver⸗ 
waltung nach Anhörung der Betheiligten treffen, welche bei eintretender Ge⸗ 
meinheitstheilung in der Niederung oder bei ſonſtigen erheblichen Aenderungen 

\ im Beſitzſtande als nothwendig fich ergeben möchten. 


H. 4. 


Bildung des In der am linken Oderufer vom Bober abwärts bis zur Neiſſe ſich 
bes halb erſtreckenden Niederung werden die Eigenthumer aller eingebeichten und noch 
Croſſen. einzudeichenden Grundſtuͤcke, welche ohne Verwallung bei dem hoͤchſten be⸗ 
kannten Waſſerſtande dieſer Fluͤſſe der Ueberſchwemmung unterliegen wuͤrden, 
zu einem Deichverbande vereinigt, welcher die Benennung: „Croſſener Deich⸗ 
50 ; ver⸗ 
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verband“ fuͤhrt und nach dem in den folgenden Paragraphen dieſer Verord⸗ 
nung enthaltenen Statut verwaltet werden ſoll. 
Der Verband hat ſeinen Gerichtsſtand beim Kreisgerichte zu Croſſen. 
Die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute 
vom 14. November 1853. (Geſetz-Sammlung vom Jahre 1853. S. 935.) 
follen für dieſen Verband Gültigkeit haben, ſoweit ſie nicht weiterhin (im zwei⸗ 
ten Abſchnitt) ergaͤnzt oder abgeaͤndert ſind. 


H. 5. 

Die zur Schließung von Deichbruͤchen im bisherigen Croſſener Deichver⸗ 
bande und die zur Normalifirung der Deiche des genannten Verbandes in der 
Niederung unterhalb Croſſen kontrahirten, noch beſtehenden Schulden ſind von 
dem für die Niederung unterhalb Croſſen nach $. 4. neu gebildeten Deichver⸗ 
bande zu tilgen. Auf dieſen Verband gehen auch der Kaſſenbeſtand und der 
Vorrath an Bau⸗Utenſilien des bisherigen Croſſener Deichverbandes über. 


Zweiter Abſchnitt. 


H. 6. 


Dem Croſſener Deichverbande liegt es ob — ſoweit es noch nicht geſche⸗ Befondere Be⸗ 
hen — einen waſſerfreien tuͤchtigen Deich von dem natuͤrlichen Hochufer des Bobers 1 
bei der Braſchener Ziegelei ab am linken Bober-, dann am linken Oder-Ufer fiesen 
entlang bis zum natürlichen Hochufer der Neiſſe oberhalb Cuſchern in denjeni⸗ Deichverband. 
gen durch die Staatsverwaltungs-Behoͤrde feſtzuſtellenden Abmeſſungen anzu⸗ 5 
legen und zu unterhalten, welche erforderlich ſind, um die Grundſtuͤcke der Nie⸗ 
derung gegen Ueberſchwemmung durch den hoͤchſten Waſſerſtand des Bobers, der 
Oder und der Neiſſe zu ſichern. 

Die Richtung der beſtehenden Deiche am Bober und an der Oder iſt 
im Allgemeinen beizubehalten, nur ſind einzelne Unregelmaͤßigkeiten in der Deich⸗ 
linie auszugleichen und die ſchaar liegenden Deichſtrecken da, wo dies zur 
Sicherung des Deichfußes erforderlich iſt, zuruͤckzulegen. Der neue Strom⸗ 
deich laͤßt die vorſpringende Lahmoer Landzunge im Vorlande und geht in 
einem angemeſſenen Bogen mit Koupirung des dort durch einen neuen Kanal 
bereits erſetzten Striemingfließes nach dem Neiſſe⸗Ufer der Art, daß das Dorf 
Cuſchern in den Polder zu liegen kommt. 8 

Wenn zur Erhaltung des Deiches eine Uferdeckung noͤthig wird, ſo hat 
der Verband dieſelbe auszuführen. Die durch derartige Anlagen entſtandenen 
Verlandungen werden Eigenthum deſſelben. 2 

§. J 

Der Verband iſt gehalten, diejenigen Hauptgraͤben anzulegen und zu 
unterhalten, welche erforderlich ſind, um das den Grundſtuͤcken der Niederung 
ſchaͤdliche Binnenwaſſer aufzunehmen und abzuleiten. Die Koſten der bereits 
ausgefuͤhrten Anlagen: 

a) des neuen Strieming⸗Kanals bei Lahmo 086 


(Ar. 4524.) b) des 
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b) des neuen Hauptgrabens auf Neuendorfer Flur vom Fuchs winkel⸗See 


abwaͤrts, 

fallen den dabei beſonders Betheiligten nach Inhalt der desfallſigen Verhand⸗ 
lungen allein zur Laſt. 

Die Unterhaltung dieſer Anlagen geht auf den Deichverband über, 
Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des Deich- 
hauptmanns von Privatperſonen weder aufgeſtaut, noch abgeleitet werden. Da⸗ 
gegen hat jeder Grundbeſitzer das Recht, die Aufnahme des Waſſers, deſſen 
er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu verlangen. Die Zuleitung muß 
aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreibenden Punkten geſchehen. Die 
Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der nach den all- 
gemeinen Vorfluthsgeſetzen oder nach beſonderen Rechtsverhaͤltniſſen dabei Be⸗ 
theiligten. 

§. 8. 


Das erforderliche Auslaßſiel fuͤr den neuen Strieming-Kanal in dem 
neuen Deich hat der Verband ebenfalls anzulegen und zu unterhalten. Das 
im Deiche bei Neu⸗Rehfeld befindliche Einlaßſiel, welches dazu dient, Waſſer 
nach den Teichen bei Sorge zu leiten, hat, nebſt der Bruͤcke hinter dem Deich, 
Fiskus zu unterhalten. Das Siel muß ſtets im wehrbaren Zuſtande ſein; dem 
Deichverbande ſteht die Kontrole daruͤber, ſowie uͤber die Oeffnung und Schlie⸗ 
ßung des Sieles zu. Sollte Fiskus das Siel eingehen laſſen wollen, fo iſt 
daſſelbe von ihm durch ein vollſtaͤndig wehrbares Deichſtuͤck zu erſetzen, deſſen 
Unterhaltung dem Deichverbande zufaͤllt. 


H. 9 


Die Arbeiten des Deichverbandes werden der Regel nach nicht durch 
Naturalleiſtung der Deichgenoſſen, ſondern durch die Deichbeamten fuͤr Geld 
aus der Deichkaſſe ausgefuͤhrt. Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten, 
zur Beſoldung der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung der Schul⸗ 
den des Verbandes haben die Deichgenoſſen nach dem Deichkataſter aufzu⸗ 
bringen. 

H. 10. 


Das Deichkataſter iſt vom Regierungskommiſſarius zu entwerfen. Darin 
ſind die deichpflichtigen Grundſtuͤcke nach Reinertrag und Lage, wie folgt, zu 
veranlagen: 

1) Der Regel nach werden die Grundſtuͤcke als gewoͤhnlicher Bruchboden 
mit der vollen Flaͤche veranlagt (Normalklaſſe). Dies gilt namentlich 
von den Grundſtuͤcken, welche als Acker mindeſtens zu Haferland erſter 
Klaſſe anzuſchlagen ſind, oder guten Wieſenboden enthalten. 

2) Grundſtuͤcke, welche ihrer Bodenbeſchaffenheit nach oder wegen nicht zu 
beſeitigender Abwäſſerungsmaͤngel offenbar im Reinertrage hiegegen zu⸗ 
ruͤckſtehen, ſind verhaͤltnißmaͤßig geringer zu veranlagen, naͤmlich nur zu 
zwei Drittel, ein Drittel oder ein Sechſtel ihrer Flaͤche. 

3) Hof- und Bauſtellen und Gärten werden immer mit der vollen Flaͤche 
und außerdem Gebaͤude und Gehoͤfte je nach Umfang und Bedeutung 


gleich 
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gleich mindeſtens ein Sechſtel und hoͤchſtens zwei Normalmorgen ver⸗ 
anlagt. ; 5 
4) Das Kataſter⸗Soll, welches nach dieſen Grundſaͤtzen auf die Feldmark 
Neu⸗Rehfeld faͤllt, iſt allgemein um ein Drittel zu ermaͤßigen. 

Der aufzuſtellende Entwurf des Kataſters dient bis zu deſſen Feſtſtel⸗ 
lung proviſoriſch als Maaßſtab fuͤr die Deichpflicht — vorbehaltlich der Aus⸗ 
gleichung. Behufs der Feſtſtellung iſt das Kataſter vom Kommiſſarius dem 
Deichamte vollſtaͤndig und den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Be⸗ 
ſitzern der Guͤter, welche einen beſonderen Gemeindebezirk bilden, extraktweiſe 
mitzutheilen und zugleich im Amtsblatt eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt zu 
machen, innerhalb welcher das Kataſter von den Betheiligten bei den Ge— 
meindevorſtaͤnden und bei dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde da⸗ 
gegen bei dem Kommiſſarius angebracht werden kann. Die eingehenden Be⸗ 
ſchwerden, welche auch gegen die obigen Grundſaͤtze der Kataſtrirung gerichtet 
werden koͤnnen, ſind vom Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, 
eines Deichamts-Deputirten und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen zu unterſu⸗ 
chen. Dieſe Sachverſtaͤndigen ſind hinſichtlich der Grenzen des Inundationsge⸗ 
bietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder noͤthigen⸗ 
falls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der Einſchaͤtzung zwei oͤkonomiſche 
Sachverſtaͤndige, denen bei Streitigkeiten wegen der Ueberſchwemmungsverhaͤlt⸗ 
niſſe ein Waſſerbauverſtaͤndiger beigeordnet werden kann. Die Sachverſtaͤndigen 
werden von der Regierung ernannt. Mit dem Reſultate der Unterſuchung wer⸗ 
den die Betheiligten, naͤmlich der Beſchwerdefuͤhrer einerſeits und der Deich⸗ 
amts⸗Deputirte andererſeits, bekannt gemacht; ſind beide Theile mit dem Re⸗ 
ſultate einverſtanden, ſo hat es dabei ſein Bewenden und wird das Kataſter 
demgemaͤß berichtigt. Andernfalls werden die Akten der Regierung eingereicht 
zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerden. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo 
freffen die Koſten derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. Binnen vier Wochen nach 
erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt Rekurs dagegen an das Mini⸗ 
ſterium fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zulaͤſſig. Nach erfolgter 
Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von der Regierung auszufertigen und dem 
Deichamte zuzuſtellen. ö i 

H. 11. 

Der gewöhnliche Deichkaſſenbeitrag zur Unterhaltung der Deich- und 
Entwaͤſſerungs⸗Anlagen wird für jetzt auf jährlich ſieben Silbergroſchen ſechs 
Pfennige fuͤr den Normalmorgen feſtgeſetzt und die Hoͤhe des anzuſammelnden 
Reſervefonds auf ſechstauſend Thaler beſtimmt. 

8 | 

Den Beſitzern derjenigen Grundſtuͤcke, welche in der Zeit vom 1. Mai 
bis 1. Oktober während vier auf einander folgender Tage durch Ruͤckſtau oder. 
aufgeſtautes Binnenwaſſer uͤberſchwemmt werden, ſind fuͤr dieſes Jahr die ge⸗ 
woͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge zu erlaſſen. 

Der Erlaß kann auf den halben Beitrag beſchraͤnkt werden fuͤr diejeni⸗ 
gen Grundſtuͤcke, welche ungeachtet der Ueberſchwemmung mindeſtens den hal- 

(Nr. 4524.) ben 
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ben Ertrag einer gewöhnlichen Jahresnutzung nach dem Ermeſſen des Deich- 


amtes geliefert haben. Der Erlaß bleibt ganz ausgeſchloſſen, wenn nach dem 


Ermeſſen des Deichamtes gar kein Schaden durch die Ueberſchwemmung ver— 
urſacht iſt. 
§. 13. 

Wegen der Naturalhuͤlfsleiſtungen bei Deichgefahr bewendet es bei den 
allgemeinen Beſtimmungen vom 14. November 1853. Die Grundbeſitzer, welche 
wegen zu großer Entfernung oder wegen Sperrung der Kommunikation durch 
Waſſer nicht zu den Naturalhuͤlfsleiſtungen haben aufgeboten werden koͤnnen, 
ſollen in den Jahren, in welchen ein ſolches Aufgebot ſtattgefunden hat, einen 


beſonderen verhaͤltnißmaͤßigen Geldbeitrag zur Deichkaſſe leiſten. Der Geldbei⸗ 


trag wird von dem Deichamte und auf Beſchwerden von der Regierung end— 
gültig feſtgeſetzt. Auch außerhalb der Deichgefahr koͤnnen, wenn dies ausnahms⸗ 
weiſe erforderlich oder zweckmaͤßig erſcheinen ſollte, mit Genehmigung der Re⸗ 
gierung Naturalleiſtungen ſtatt der Geldbeitraͤge ausgeſchrieben werden. 


H. 14. 


Mit den beſtehenden Stromdeichen geht auch das ſogenannte Deichgebiet 
in das Eigenthum und die Nutzung des Deichverbandes über. Zum Deich⸗ 
gebiet gehoͤren diejenigen Grundſtuͤcke, welche zu den Deichzwecken, als zur An⸗ 


lage und Verbreiterung der Deiche, Erdentnahme, Pflanzungen ꝛc. beſonders 


ausgewieſen ſind. ö 

Bei der Verhandlung uͤber das neue Deichſtatut ſind dieſe Grundſtuͤcke 
ruͤckſichtlich der Feldmarken Neu⸗Rehfeld, Alt⸗Rehfeld und Pfeifferhahn durch 
allſeitiges Anerkenntniß feſtgeſtellt. Auf den Feldmarken Neuendorf und Po⸗ 
lenzig gehoͤrt dazu der bei der Separation ausgewieſene Landſtreif am inneren 
Fuß der Deiche. Auf der Feldmark Niemaſchkleba gehoͤren zum Deichgebiet 
das Vorland nebſt dem Werder und der bei der Separation ausgewieſene 
Landſtreif am inneren Deichfuß. Auf der Feldmark Lahmo iſt zum Deichgebiet 
zu rechnen der bei der Separation ausgewieſene Landſtreif am inneren Fuß 
des beſtehenden Deiches, und vom Vorlande des letzteren ein fünf Ruthen brei⸗ 
ter Landſtreif zunaͤchſt des Deiches und vom Fuße des Deiches nach deſſen 
normalem Ausbau abgemeſſen. Soweit die Grasnutzung auf dem Landſtreif 
am inneren Fuß des Lahmoer Deiches bisher der Stiftsherrſchaft Neuzelle zu⸗ 
geſtanden hat, und von dieſer anderweit verpachtet worden, hat es bis zur be⸗ 
ſonderen Regulirung dieſerhalb bei den Pachtkontrakten das Bewenden. 

ms Deichgebiet zum Neiſſedeich von Cuſchern ift bei der Separation 
eſtgeſtellt. 
ei Ruͤckſichtlich der vorhin nicht genannten Feldmarken des bisherigen Croſ⸗ 
ſener Deichverbandes ſind zum Deichgebiet die Landſtreifen zu rechnen, welche 
nach der Teich⸗ und Ufer-Drdnung vom 14. Februar 1766. am waſſer⸗ und 
landſeitigen Deichfuße zum Deich zu reſerviren und reſp. mit Weiden zu be⸗ 
pflanzen waren. 


mit uͤber. 
H. 15. 


Die Weidenpflanzungen des Deichgebiets gehen auf den Deichverband 


nr” 
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$. 15. 

Im Uebrigen bleibt die Beſtimmung der Teich⸗ und Ufer⸗Ordnung vom 
14. Februar 1766., wonach Erde und Raſen zu den Deichbauten im bisheri⸗ 
gen Croſſener Deichverbande unentgeltlich zu entnehmen iſt, fuͤr die den Deich⸗ 
genoſſen gehoͤrigen Vorlaͤnder auch ferner in Kraft. 

Auch aus dem Vorlande des ſchon beſtehenden Lahmoer Deichs — ſo— 
weit dies Vorland nicht auf den Deichverband uͤbergeht, $. 14. — ſoll Erde 
und Raſen zum Deichbau unentgeltlich entnommen werden duͤrfen. 


$. 16. 

Die Deichgenoſſen der Feldmarken Lahmo und Cuſchern bringen vorweg 
und gemeinſchaftlich die Entſchaͤdigung auf, welche fuͤr den Grund und Boden 
des Deichs auf dieſen Feldmarken und für die Entnahme von Erde und Ra⸗ 
ſen zur erſten Anlage deſſelben zu gewaͤhren iſt. Mit eingeſchloſſen iſt hierbei 
das Terrain, welches zum Deichbankett und zu einer Weidenpflanzung am Fuße 
deſſelben (Deichgebiet) in anderthalb Ruthen Breite erforderlich iſt. 

Die Deichgenoſſen der baͤuerlichen Feldmark Niemaſchkleba haben bei der 
erſten Normaliſirung der beſtehenden Deiche (F. 6.), ſofern dabei eine Verle⸗ 
gung der Deichlinie auf dieſer Feldmark erforderlich iſt, den nöthigen Grund 
und Boden zum Deich nebſt Deichbankett und binnenſeitigem Deichgebiet (wie 
vor), ſowie in jedem Falle die Entnahme von Erde und Raſen zum Deichbau 
ebenfalls allein zu entſchaͤdigen. Die Beſtimmungen dieſes Paragraphen finden 
inſoweit Anwendung, als nicht ſchon nach den H§. 14. und 15. die erforder⸗ 
lichen Grundſtuͤcke zu dieſen Zwecken zur Dispoſition ſtehen. 


f H. 17. 


Auf drei Ruthen Breite am äußeren Deichfuß und auf Eine Ruthe 
Breite am inneren Fuße des Deichbanketts duͤrfen die Grundſtuͤcke nicht geackert 
oder ſonſt von der Raſendecke entbloͤßt werden. 5 


H. 18. 


Die Berechtigungen des Dammmeiſters im bisherigen Croſſener Ver⸗ 
bande auf freie Wohnung im ſogenannten Teichhauſe und zur freien Weide 
mit zwei Kuͤhen auf der Feldmark Pfeifferhahn gehen auf den neuen Croſſe⸗ 
ner Deichverband uͤber. 


% 19. 


0 Die Repraͤſentation der Deichgenoſſen im Deichamte wird folgender Art 
geordnet: 


vertreter deſſelben. 1 
(Ar. 4524.) b) Je 


„„ 


b) Je Eine Stimme fuͤhren gemeinſchaftlich: 

1) der Magiſtrat zu Croſſen wegen des Vorwerks Alt⸗ 
Rehfeld, zugleich fuͤrs Vorwerk Klette und die Ge⸗ 

meinde Neu⸗Rehfeld; 

2) die Gemeinden Pfeifferhahn und Muͤnchsdorf; 

3) die Gemeinden Neuendorf und Polenzig; 

4) die Gemeinden Lahmo und Cuſchern; 

5) die Stiftsherrſchaft Neuzelle wegen ihres Grundbe⸗ 
ſitzes in der Feldmark Lahmo und der Magiſtrat zu 
Guben wegen des Vorwerks Niemaſchkleba, find zu: 
e e nee ee 5 Stimmen, 


überhaupt 8 Stimmen. 


7 


Jeder der sub b. genannten Intereſſenten erwaͤhlt Einen Repraͤſentan⸗ 
ten zum Deichamte. Die beiden Repraͤſentanten zu einer gemeinſchaftlichen 
Stimme vertreten ſich gegenſeitig bei den Verſammlungen des Deichamtes; ſie 
ſind auch befugt, Beide in den Verſammlungen zu erſcheinen, und wenn ſie 
ſich bei Abgabe ihrer Stimme nicht vereinigen koͤnnen, ſo wird eines Jeden 
Stimme zu einer halben gerechnet. 
i Die Wahl geſchieht fuͤr ſechs Jahre. Alle drei Jahre ſcheiden die Re⸗ 
4 prafentanten von vier Stimmen aus und werden durch neue Wahlen erſetzt. 
ER Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das Loos beſtimmt. Die 
Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewählt werden. Waͤhlbar iſt jeder großjährige 
Deichgenoſſe, Paͤchter oder Beamter eines Deichgenoſſen, der den Vollbeſitz der 
buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Urtel verloren hat und nicht 
Unterbeamter des Verbandes iſt. Mit dem Aufhoͤren der Waͤhlbarkeit ver⸗ 
liert die Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, duͤrfen nicht 
zugleich Mitglieder des Deichamtes ſein. Sind dergleichen Verwandte zugleich 
gewaͤhlt, ſo wird der aͤltere allein zugelaſſen. 


H. 20, 


N Der Stellvertreter eines Repraͤſentanten nimmt in Krankheits- und Be⸗ 
5 hinderungsfaͤllen deſſen Stelle ein und tritt fuͤr ihn bis zur anderweiten Wahl 
a1 wenn der Repraͤſentant ſtirbt, oder die Bedingung ſeiner Waͤhlbarkeit 
aufhoͤrt. 


H. 21. 


Die Wahlen in den Gemeinden geſchehen nach Art der ſonſtigen Gemeinde⸗ 
wahlen unter Leitung der Gemeindevorſteher. Doch kann die Regierung einen be⸗ 
ſonderen Wahlkommiſſarius ernennen. Ueber die Verpflichtung zur Annahme 
der Wahl als Repräfentant oder Stellvertreter gelten analoge Grundſaͤtze, wie bei 
anderen unbeſoldeten Gemeindeaͤmtern. Dem Deichamte ſteht die Pruͤfung der 

Wahlen und die Entſcheidung uͤber verweigerte Annahme der Wahl zu. 


H. 22. 


„ 


$ 22. | 


Der Deichhauptmann oder deſſen Stellvertreter und der Deichinſpektor 
fuͤhren im Deichamte je Eine Stimme. 

Die Funktion des Deichhauptmanns kann dem Deichinſpektor mit uͤber⸗ 
tragen werden. 

In dieſem Falle wird nur noch ein Stellvertreter fuͤr die Funktion des 
Deichhauptmanns gewaͤhlt. Das Deichamt iſt beſchlußfaͤhig verſammelt, wenn 
mehr als die Haͤlfte der Stimmen durch die Anweſenden vertreten iſt. 


§. 23. 
Abaͤnderungen der vorſtehenden Verordnung koͤnnen nur unter landes⸗ 
herrlicher Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. i i 


Gegeben Sansſouei, den 18. Auguſt 1856. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Für den Miniſter für Handel, Ge⸗ Für den Chef des Ministeriums für die 


werbe und oͤffentliche Arbeiten: Simons. landwirthſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Pommer Eſche. v. Raumer. 


(Nr. 4525.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend den Nachtrag zu den Geſellſchaftsſtatuten der 


Schluß⸗Be⸗ 
ſtimmung. 


Schleſiſchen Aktiengeſellſchaft fir Bergbau und Zinkhuͤttenbetrieb. Vom 


3. September 1856. f 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
f Preußen ꝛc. ꝛc. 


thun kund und fügen hiemit zu wiſſen, daß Wir Allergnaͤdigſt geruhet haben, 
die von der Generalverſammlung der unter dem 28. September 1853. von 
Uns beſtaͤtigten Schleſiſchen Aktiengeſellſchaft fuͤr Bergbau und Zinkhuͤtten⸗ 
betrieb (Geſetz- Sammlung für 1853. Nr. 3855.) beſchloſſene Erhoͤhung des 
Geſellſchaftskapitals von fuͤnf Millionen um weitere fuͤnf Millionen Thaler 
durch Ausgabe von 50,000 auf jeden Inhaber lautender Prioritaͤts-Stamm⸗ 
Aktien im Nominalbetrage von Einhundert Thalern, welche aus dem jedesmaligen 
Jahresgewinn mit vier und einem halben Prozent vorab zu verzinſen ſind, zu 
genehmigen, und den in dem notariellen Akte vom 5. Juli d. J. verlautbar⸗ 

Jahrgang 1856. (Ir. 45244525.) 406 ten 
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ten desfallſigen Nachtrag zu den am 28. September 1853. beftätigten Geſell⸗ 
ſchaftsſtatuten mit der Maaßgabe zu beſtaͤtigen, daß die naͤchſte Generalver⸗ 
ſammlung daruͤber zu beſchließen hat, welche Remuneration dem Verwaltungs⸗ 
rathe an Stelle der im $. 16. der Statuten ihm bewilligten Tantieme bei 
= des Geſellſchaftskapitals auf zehn Millionen Thaler zu gewaͤh— 
ren ſei. 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit einer Ausfertigung des notariellen 
Akts vom 5. Juli d. J. fuͤr immer verbunden und mit dem Text deſſelben 
und dem Deutſchen Text der Formulare für die Prioritaͤts- Stammaktien und 
Dividendenſcheine durch die Geſetz-Sammlung und durch das Amtsblatt Unſe⸗ 
rer Regierung zu Breslau zur öffentlichen Kunde gebracht werden foll. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrud- 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Bromberg, den 3. September 1856. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Nacht er a g 
zu den unter dem 28. September 1853. Allerhöchſt beſtätigten 
Statuten der zu Breslau domizilirten Schleſiſchen Aktiengeſell⸗ 
ſchaft für Bergbau und Zinkhüttenbetrieb. 


Artikel 1. 


In Gemaͤßheit des Artikel 11. des am 28. September 1853. Aller⸗ 
hoͤchſt genehmigten Statuts wird das Geſellſchaftskapital um den Betrag von 
fünf Millionen Thalern erhöht, mithin auf den Geſammtbetrag von zehn Mil⸗ 
lionen Thalern feſtgeſetzt. 


Artikel 2. 


Der im Artikel 1. erwaͤhnte Betrag von fuͤnf Millionen Thalern wird 
aufgebracht durch Kreirung und Ausgabe von funfzigtauſend Stuͤck Stamm⸗ 
Aktien, jede über Einhundert Thaler Preußiſch Kurant, und auf jeden Inha⸗ 
ber lautend. ; 5 


ERS 
nis Ge a 
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Artikel 3. 


Die nach Artikel 2. zu kreirenden funfzigtauſend Stuͤck Stammaktien 
werden unter der Bezeichnung von Prioritaͤts-Stammaktien nebſt den dazu 
gehörigen Dividendenſcheinen nach dem beigefügten Schema abgefaßt und es 
finden auf ſie, ſowie auf die Inhaber derſelben im Allgemeinen diejenigen Be⸗ 
ſtimmungen Anwendung, welche in dem Allerhoͤchſt am 28. September 1853. 
beftätigten Geſellſchaftsſtatute, in Betreff der urſpruͤnglich kreirten Aktien, ge⸗ 
geben worden ſind. Jedoch genießen die Inhaber dieſer Prioritaͤts-Stamm⸗ 
Aktien den Vorzug bei Vertheilung des jedesmaligen Jahresgewinnes unter 
die Aktionaire (Artikel 16. Alinea 2. des Statuts) in der Art, daß ihnen zu⸗ 
nächft und vorzugsweiſe eine Dividende von vier und einem halben Prozent 
des Nominalbetrages dieſer Aktien gewaͤhrt, hiernaͤchſt erſt aus dem Ueber⸗ 
ſchuſſe ein gleicher Prozentbetrag an die Inhaber der urſpruͤnglichen funfzig⸗ 
tauſend Stuͤck Stammaktien verabfolgt, und ein ſodann verbleibender Ueber⸗ 
en Jahresgewinnes gleichmäßig auf die Aktien beider Gattungen ver: 
theilt wird. . 


Artikel 4. 


Der neu zu beſchaffende Betrag des Geſellſchaftskapitals von fuͤnf Mil⸗ 
lionen Thaler iſt zu neuen Erwerbungen von Bergwerks- und Hüften = Befike, 
ſowie zur Erweiterung und beſſeren Ausbeutung der bereits der Geſellſchaft 
gehörigen Bergwerke und Huͤtten beſtimmt und darf nur zu dieſem Zweck von 
dem Verwaltungsrathe verwendet werden. 


Artikel 5. 


Die jährliche Bilance der Geſellſchaft iſt durch die Geſellſchaftsblaͤtter 
zur offentlichen Kenntniß zu bringen. f 


Artikel 6. 


Die Geſellſchaft hat mit Ruͤckſicht auf die von ihr betriebenen Berg⸗ 
bau⸗, Huͤtten- und anderen gewerblichen Unternehmungen für die kirchlichen 
und Schul⸗Beduͤrfniſſe der von ihr beſchaͤftigten Arbeiter zu ſorgen, auch zu den 
Koſten der Polizei- und Gemeindeverwaltung in angemeſſenem Verhaͤltniſſe bei⸗ 
zuſteuern und kann, ſofern dieſelbe ſich dieſer Verpflichtung entziehen ſollte, 
angehalten werden, für die gedachten Zwecke, ſowie nöthigenfalld zur Gruͤn⸗ 
dung und Unterhaltung neuer Kirchen- und Schulſyſteme diejenigen Betraͤge zu 
leiſten, welche von der Staatsregierung nach ſchließlicher Beſtimmung der be⸗ 
treffenden Reſſortminiſter und des Miniſters fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffent⸗ 
liche Arbeiten fuͤr nothwendig erachtet werden. e 


(Nr. 4525.) a 5 106* Schle⸗ 


nn is — 
Schleſiſche Aktien - Gefellfchaft 
fuͤr 
Bergbau und Zinkhütten⸗Betrieb, Blei, Silber, Kupfer und Kohlen. 


Genehmigt von Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige den 28. September 1853. 


Grund⸗Kapital 5,000,000 Thaler, eingetheilt in 50,000 Aktien zu 100 Thaler. 
Durch Allerhoͤchſte Kabinetsorder voomniniꝛ er.» erhoͤht auf 
10,000,000 Thaler. 


Prioritäts - Stamm - Actie 
e 


uͤber Einhundert Thaler Preussisch Courant, deren Anrecht Dun Statuten: 
42 ee und e durch Art. 3. deſſelben 


feſtgeſetzt iſt. 
Die Direktion der Schleſiſchen Aktiengeſellſchaft für Bergbau 
und Zinkhütten⸗Betrieb. 


Das abgeordnete Mitglied des Der General-Direktor. 
Verwaltungsrathes. N. N. 
N. N. 


Schleſiſche Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Zinkhütten-Betrieb. 


Erſter Dividendenſchein zur Prioritäts⸗Stammaktie 
Inhaber empfaͤngt am 15. Mai 1 gegen dieſen Schein an der Kaſſe 
der Geſellſchaft zu Breslau die 1715 Halfte der fuͤr das abgelaufene Be⸗ 


triebsjahr ermittelten Dividende, die jedoch bis auf Hoͤhe von 42 Prozent 
vorweg aus den Jahresuͤberſchuͤſſen feſtzuſetzen iſt. 


Breslau, den 
Der General⸗ Direktor. 


Art. 13. Alle binnen fünf Jahren nach dem Faͤlligkeitstermin nicht enen Dividen⸗ 
den ſind zum Vortheil der Geſellſchaft verjaͤhrt. 


Schle⸗ 


ag 


Schleſiſche Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Zinkhütten-Betrieb. 


Zweiter Dividendenſchein zur Prioritaͤts⸗Stammaktie 
„„ 


i Inhaber empfängt am 15. November 18.. gegen dieſen Schein an der 
Kaffe der Geſellſchaft zu Breslau die zweite Halfte der für das abgelaufene 
Betriebsjahr ermittelten Dividende, die jedoch bis auf Höhe von 43 Prozent 

vorweg aus den Jahresuͤberſchuͤſſen feſtzuſetzen iſt. ö 


Breslau, den ten 18. 


Der General⸗Direktor. 


Art. 13. Alle binnen fuͤnf Jahren nach dem Faͤlligkeitstermin nicht erhobenen Dividen⸗ 
den ſind zum Vortheil der Geſellſchaft verjaͤhrt. 8 


(Nr. 4526.) Beſtaͤtigungs- Urkunde, betreffend den ſiebenten Nachtrag zu dem Statut der 
Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 6. Septem⸗ 
ber 1856. 33 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem die Breslau-Schweidnitz-Freiburger Eiſenbahngeſellſchaft in 
der Generalverſammlung vom 9. Juni 1856. beſchloſſen hat, ihr Unternehmen 
auf die Anlage und Benutzung einer Eiſenbahn von Reichenbach nach Fran⸗ 
kenſtein im Anſchluſſe an die von Koͤnigszelt nach Reichenbach fuͤhrende Sei⸗ 

tenbahn auszudehnen, ſowie den anliegenden Nachtrag zu dem von Uns un⸗ 
. term 10. Februar 1843. beftätigten Statut zu errichten, wollen Wir zu der 
beabſichtigten Bahnanlage hierdurch Unſere landesherrliche Genehmigung er⸗ 
theilen und unter Beftätigung des vorerwaͤhnten Nachtrages zu dem Statut der 
Geſellſchaft insbeſondere auch genehmigen, daß zur Herſtellung der neuen 
Bahnanlage, ſowie zur Vervollſtändigung und beſſern Ausruͤſtung des bereits 
(Nr. 45254526.) | aus⸗ 
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ausgefuͤhrten Unternehmens weitere 8500 Stuͤck auf den Inhaber lautende 


Stammaktien zu je zweihundert Thalern nach naͤherem Inhalte obigen Statut⸗ | 


Nachtrages ausgegeben werden. 

Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem beftätigten Statutnachtrage durch 
die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. | 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Heilsberg, den 6. September 1856. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Siebenter Nachtrag 


zu dem 


Statut der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger Eiſenbahn⸗ 
N Geſellſchaft. | 


$. 1. 


Das Unternehmen der Breslau-Schweidniß= Freiburger Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft wird auf die Errichtung einer von Reichenbach nach Frankenſtein fuͤh⸗ 
renden Eiſenbahn, anſchließend an die von Liegnitz über Jauer, Striegau, Ko⸗ 
nigszelt und Schweidnitz nach Reichenbach fuͤhrende Eiſenbahn, ausgedehnt. 

Die ſpezielle Richtung dieſer Bahnſtrecke wird unter Genehmigung des 
Staates von dem Verwaltungsrathe der Geſellſchaft feſtgeſtellt werden. 


H. 2. 


Das zur vollftändigen Ausführung und Ausruͤſtung dieſer Bahnſtrecke 
erforderliche Koſtenkapital wird auf 14,000,000 Rthlr.: Eine Million Thaler 
Preuß. Kurant feſtgeſetzt, außerdem aber wird der Geſellſchaftsfonds zur Her⸗ 
ſtellung diverſer erforderlich werdender Vergroͤßerungen der beſtehenden Eta⸗ 
bliſſements und zur Vermehrung der Betriebsmittel der Geſellſchaft um die 
Summe von 700,000 Rthlr.: ſiebenmal hunderttauſend Thaler Preuß. Ku⸗ 
rant erhoͤht. 


H. 3. 


ee 


H. 3. 


Die Beſchaffung dieſer beiden Kapitalien von zuſammen 1,700,000 Rthlr.: 
Eine Million ſiebenmal hunderttauſend Thaler, erfolgt durch Ausgabe von 
8500 Stuͤck Stammaktien, jede uͤber 200 Rthlr. lautend. 


Es werden dieſelben in der Nummerfolge der auf Grund des am 
10. Februar 1843. beftätigten Geſellſchaftsſtatuts, des am 14. Auguſt 1846, 
Allerhöͤchſt genehmigten Zweiten Nachtrages und des am 19. Auguſt 1854. 
Allerhoͤchſt genehmigten Sechſten Statutennachtrages reſp. des dieſem beigefuͤg⸗ 
ten Allerhoͤchſten Privilegiums ($. 1.) zuſammen ausgegebenen 17,000 Stüd 
Stammaktien, alſo von 17,001. bis 25,500., nach dem dem Geſellſchaftsſtatute 
beigefuͤgten Schema ausgefertigt. 


Im Uebrigen finden auf dieſe zu emittirenden 8500 Stuͤck Stammaktien, 
welche mit den bereits emittirten 17,000 Stuͤck gleiche Rechte und Verpflich⸗ 
tungen haben, namentlich auch den auf Grund des Erſten Nachtrages zum 
Geſellſchaftsſtatut vom 11. Dezember 1843. mit Allerhoͤchſter Bewilligung vom 
16. Februar 1844. (Geſetz- Sammlung für 1844. S. 61.) ausgegebenen 2000 
Stuͤck Prioritaͤts-Aktien, den auf Grund des Vierten Nachtrages zum Geſell— 
ſchaftsſtatute mit Allerhoͤchſter Genehmigung vom 21. Juli 1851. (Geſetz⸗ 
Sammlung fuͤr 1851. S. 584.) ausgegebenen 7000 Stuͤck Prioritaͤts⸗Obliga⸗ 
tionen, ſowie den auf Grund des Fuͤnften Statutennachtrages mit Allerhoͤchſter 
Genehmigung vom 14. Februar 1853. (Geſetz⸗Sammlung fuͤr 1853. S. 48.) 
ausgegebenen 8000 Stuͤck Prioritaͤts-Obligationen und endlich den auf Grund 
des Sechſten Statutennachtrages mit Allerhoͤchſter Genehmigung vom 19. Auguſt 
1854. (Geſetz⸗Sammlung für 1854. S. 517.) ausgegebenen 6000 Stuͤck Prio⸗ 
ritaͤts⸗Obligationen, mithin den bis jetzt im Ganzen ausgegebenen 23,000 Stuͤck 
Prioritaͤts-Aktien und Obligationen an Kapital und Zinſen nachſtehen, die 
Beſtimmungen des Geſellſchaftsſtatuts und des Dritten Nachtrages zu demſel⸗ 
ben volle Anwendung, jedoch mit der alleinigen Ausnahme, daß dieſelben bis 
zum Ablaufe des Jahres, in welchem die Bahn von Reichenbach nach Fran⸗ 
kenſtein in Betrieb geſetzt wird, mit vier Prozent verzinſt werden und erſt von 
jenem Zeitpunkt ab mit den fruͤher emittirten 17,000 Stuͤck Stammaktien glei⸗ 
chen Antheil an der Dividende der Geſellſchaft haben. — Zu dem Ende wer⸗ 
den jeder der zu emittirenden 8500 Stuͤck Stammaktien Zinskupons nach dem, 
dem Allerhoͤchſten Privilegium vom 19. Auguſt 1854. angehangenen Schema A. 
und erſt nach dem Eintritt des vorgedachten Zeitpunktes Dividendenſcheine nach 
dem Schema, welches dem am 29. Juni 1850. beſtaͤtigten Dritten Nachtrage 
zu dem Geſellſchaftsſtatute beigefuͤgt iſt, beigegeben. 


Gr, 4526—4527) N (Nr, 4527.) 
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(Nr. 4527.) Bekanntmachung uͤber die unter dem 9. Auguſt 1856, erfolgte Allerhoͤchſte 

Genehmigung der von der Generalverſammlung der Berliniſchen Lebens⸗ 
verſicherungsgeſellſchaft beſchloſſenen Aenderung des H. 4. des unterm 
31. Oktober 1853. genehmigten neuen Geſchaͤftsplanes. Vom 9. Sep⸗ 
tember 1856. 


D* Koͤnigs Majeſtaͤt haben der von der Generalverſammlung der Berlini⸗ 
ſchen Lebensverſicherungsgeſellſchaft am 28. April 1856. beſchloſſenen Aende⸗ 
rung des F. 4. des unter dem 31. Oktober 1853. genehmigten neuen Geſchaͤfts⸗ 
Planes mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 9. Auguſt d. J. Allerhoͤchſt Ihre 
Genehmigung zu ertheilen geruht. Dies wird, nach Vorſchrift des $. 4. des 
Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843., mit dem Be⸗ 
merken bekannt gemacht, daß die abgeaͤnderte Faſſung des H. 4. des Geſchaͤfts⸗ 
Planes durch das Amtsblatt der Regierung zu Potsdam und der Stadt Ber⸗ 
lin zur öffentlichen Kenntniß gelangen wird. 


; Berlin, den 9. September 1856, 
Si | Der Juſtizminiſter. Der Miniſter des Innern. 


5 Simons. Im Auftrage: 
Sulzer. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


